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Vorbemerkungen 

Bestandteile des Bebauungsplanes: 

▪ Zeichnerischer Teil 

▪ Textteil mit planungsrechtlichen Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften 

▪ Begründung 

▪ Anlagen 

- Artenschutzrechtliche Relevanzprüfung (RIFCON GmbH) 

Rechtsgrundlagen des Bebauungsplanes sind: 

▪ Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 10.09.2021 (BGBl. I S. 4147) 

▪ Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

▪ Planzeichenverordnung (PlanzV 90) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt ge-

ändert durch Gesetz vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

▪ Landesbauordnung (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 358 ber. S. 416), zuletzt 

geändert durch Verordnung vom 21.12.2021 (GBl. S. 1, 4) 

▪ Gemeindeordnung (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 581), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 02.12.2021 (GBl. S. 1095, 1098) 

Verfahrensschritte zur Aufstellung dieses Bebauungsplanes: 

▪ Aufstellungsbeschluss 

▪ Öffentliche Auslegung und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 

BauGB) 

▪ Zweite öffentliche Auslegung und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§ 4a Abs. 3 BauGB 

i. V. m. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB) 

▪ Dritte öffentliche Auslegung und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§ 4a Abs. 3 BauGB 

i. V. m. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB) 

▪ Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB) 

▪ Bekanntmachung / Inkrafttreten (§ 10 Abs. 3 BauGB) 

Gemäß § 13a Abs. 2 BauGB ist im beschleunigten Verfahren keine Umweltprüfung durchzuführen 

und kein Umweltbericht zu erstellen. Ein separates Fachgutachten zur Eingriffsregelung nach § 1a 

in Verbindung mit § 21 BNatSchG muss gemäß § 13a BauGB nicht durchgeführt werden. 
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1 Erfordernis und Ziel des Bebauungsplanes 

Mit dem Bebauungsplan „Auf das Dorf“ wurde die planungsrechtliche Grundlage für eine großflä-

chige Wohnbauentwicklung am südlichen Ortsrand von Neuthard geschaffen. Inhalt des Bebau-

ungsplanes war die Anlage neuer Erschließungsstraßen sowie die Ausweisung von Wohnbauflä-

chen. In Teilen wurden bereits bestehende Gebäude in die Planung miteinbezogen. Wie zur dama-

ligen Zeit üblich wurde mit dem Bebauungsplan ein weitestgehend homogenes Straßenbild mit ein-

heitlichen Gebäudekörpern und -ausrichtungen angestrebt. Die Umsetzung dieser (oder vergleich-

barer Planungen) ist in der Gemeinde in vielen Straßenzügen mit relativ einheitlicher Bebauung 

noch ablesbar. Der Bebauungsplan wurde in seiner Urfassung 1966 aufgestellt. 

1995 wurde für das Quartier zwischen Büchenauer Straße, Jahnstraße, Marienstraße und Schul-

straße ein neuer Bebauungsplan aufgestellt, um der übermäßigen Errichtung von Mehrfamilien-

häuser Einhalt zu gebieten. In diesem Zuge wurden die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen 

wesentlich überarbeitet. 

 
Bild 1: Bebauungsplan „Auf das Dorf“ - Teilaufhebung und Neuaufstellung, 1995; mit aktuellem Änderungsgebiet (rot) 
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Innerhalb des Bebauungsplanes befindet sich ein gewerblich genutztes Areal, welches historisch 

entstanden ist, jedoch nicht der städtebaulichen Zielsetzung des Bebauungsplanes entspricht. Das 

Areal besteht aus einem Teibereich an der Büchenauer Straße, welcher mit einem Wohnhaus sowie 

einer Gewerbehalle überbaut ist, sowie einem zu großen Teilen unbebauten Teilbereich an der 

Jahnstraße. 

Inzwischen wurde die gewerbliche Nutzung auf dem Areal weitestgehend aufgegeben, die Flächen 

bzw. Gebäude liegen brach. Da eine Nachnutzung der Bausubstanz nicht lohnend erscheint, wird 

seitens des Eigentümers angestrebt, die Flächen nach Abriss der Gebäude einer Nachnutzung zuzu-

führen. Geplant ist dabei die Errichtung unterschiedlicher Gebäudetypen, die über private Stich-

straßen verkehrlich erschlossen werden. 

Das vorliegende Bebauungskonzept sieht eine Wohnbebauung, bestehend aus mehreren Baukör-

pern vor. Dabei soll entlang der Büchenauer Straße und der Jahnstraße die bereits bestehende Bau-

struktur sinngemäß ergänzt werden. In den rückwärtigen Bereichen sollen Einfamilienhäuser sowie 

kleinere Mehrfamilienhäuser entstehen. 

Das Vorhaben lässt sich auf Grundlage des rechtsgültigen Bebauungsplanes nicht realisieren, da 

dieser eine Bebauung lediglich entlang der Straßenzüge vorsah. Aus diesem Grund ist die Schaffung 

einer planungsrechtlichen Grundlage in Form eines geänderten Bebauungsplanes erforderlich. 

Seitens der Verwaltung wird das Vorhaben vor dem Hintergrund knapper werdenden Baulandre-

serven und einer anhaltend hohen Nachfrage nach Wohnraum ausdrücklich begrüßt. Die Bebauung 

der im bisherigen Bebauungsplan außerhalb der Baufenster liegenden rückwärtigen Grundstücks-

teile wird als vertretbar eingestuft, da diese vorliegend teilweise bereits bebaut sind bzw. eine nur 

mäßige ökologische Wertigkeit aufweisen. Weiterhin kann durch Umsetzung des Projektes die 

Schaffung von Wohnraum ohne Beanspruchung von Außenbereichsflächen erfolgen; den Forde-

rungen des Gesetzgebers nach Reduzierung des Flächenverbrauchs wird damit entsprochen. Zu-

sätzlich führt die Schließung der Baulücken zu einer Aufwertung des Ortsbildes. Aus diesen genann-

ten Gründen soll daher der bisher rechtsgültige Bebauungsplan überplant und das Vorhaben er-

möglicht werden. 

Im Zuge des Verfahrens wurden intensive Gespräche mit Angrenzern an das Projektgebiet geführt. 

Diese hatten zum Ergebnis, dass auch dort ein Interesse an einer rückwärtigen Bebauung der teil-

weise großzügig dimensionierten Grundstücke vorliegt. Jedoch wird eine angedachte Planung mit-

tels einer Stichstraße diese rückwärtigen Bereiche zu erschließen, nunmehr nicht weiterverfolgt. 

Mit der vorliegenden Planung wird den Grundstücken eine rückwärtige Baumöglichkeit einge-

räumt, die verkehrliche und technische Erschließung hat jedoch über das jeweilige Grundstück zu 

erfolgen. 

2 Derzeitiges Planungsrecht und Wahl des Verfahrens 

Das Plangebiet ist vollständig mit dem Bebauungsplan „Auf das Dorf - Aufhebung und Neuaufstel-

lung“ von 1995 überplant. Zur Umsetzung der Planung ist jedoch eine erneute Überplanung erfor-

derlich. 
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Bei der Planung handelt es ich um die partielle Nachverdichtung eines bestehenden Wohngebietes 

unter Ausnutzung von brachliegenden Flächen. Neue Bauflächen im Außenbereich werden nicht 

generiert. Als Maßnahme der Innenentwicklung kann der Bebauungsplan damit im beschleunigten 

Verfahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt werden. Die in § 13a Abs. 1 BauGB aufgeführten Voraus-

setzungen sind dabei erfüllt: 

▪ Der Bebauungsplan dient der Innenentwicklung. 

▪ Die zulässige Grundfläche gemäß § 19 Abs. 2 BauNVO beträgt im Änderungsbereich ca. 0,55 ha. 

Der in § 13a Abs. 1 BauGB genannte Schwellenwert von 2,0 ha wird damit deutlich unterschrit-

ten. Eine überschlägige Umweltvorprüfung ist jedoch vorzunehmen, da die Grundfläche des Ur-

sprungsplanes den Grenzwert von zwei Hektar überschreitet. 

▪ Durch die geplanten Vorhaben innerhalb des Geltungsbereiches ergibt sich keine Notwendigkeit 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß UVPG. 

▪ Durch die Planung ergeben sich keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungs-

ziele und der Schutzgüter von Natura 2000-Gebieten. 

Mit der Anwendung des beschleunigten Verfahrens entfällt das Erfordernis einer Umweltprüfung. 

Auch sind Eingriffe in den Naturhaushalt nicht zu bewerten und durch entsprechende Maßnahmen 

auszugleichen. Natur- wie auch artenschutzrechtliche Belange sind bei der Planung jedoch zu be-

rücksichtigen. 

3 Lage und Größe des Plangebietes 

Der Änderungsbereich umfasst vollumfänglich die Flurstücke 2344, 2345, 2346, 2347 und 2348 so-

wie teilweise die Flurstücke 324/1, 324/4, 327/6, 2342, 2343, 2349 und 2350. Die Größe des Ände-

rungsbereiches beträgt ca. 0,72 ha. 

 
Bild 2: Katasterauszug mit Geltungsbereich 
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4 Bestand 

Das Plangebiet befindet sich in dem vom Wohnen geprägten Bereich zwischen Schulstraße und Se-

bastianallee südlich des Ortskerns von Neuthard. Dieses Gebiet ist durch zwei- bis dreigeschossige 

Wohngebäude in überwiegend einheitlicher Trauf- oder Giebelstellung sowie einzelnen, in den 

Wohnhäusern integrierten Dienstleistungsbetrieben geprägt. 

Bei dem Plangebiet handelt es sich u. a. um ein ehemaliges Betriebsgelände. Dieses besteht aus 

einem Teilbereich an der Büchenauer Straße, welches mit Betriebs- bzw. Lagergebäuden sowie ei-

nem Wohnhaus bebaut ist. Der Teilbereich an der Jahnstraße ist mit Ausnahme einiger Garagen 

unbebaut und fungiert als Parkplatz. 

Die an den Vorhabenbereich angrenzenden Grundstücke sind mit einzelnen zweigeschossigen, gie-

belständigen Wohnhäusern mit ausgeprägten Satteldächern entlang der Büchenauer Straße sowie 

mit ebenfalls zweigeschossigen, jedoch traufständigen Wohngebäuden entlang der Jahnstraße be-

baut. In den rückwärtigen Bereichen der teilweise großzügigen Grundstücke bestehen Gartenflä-

chen, Nebenanlagen und Garagen mit ihren Zufahrten. 

Die Bebauung außerhalb des Plangebietes weist eine vergleichbare Struktur auf, so dass die Stra-

ßenzüge entlang der Büchenauer Straße und der Jahnstraße eine sehr homogene Optik aufweisen. 

Das Gewerbeareal bzw. die Freifläche werden hierbei als fremde Elemente bzw. als Baulücke wahr-

genommen. 

Wie die gesamte Umgebung weist das Plangebiet keine ausgeprägte Topografie aus, das Geländeni-

veau ist mit ca. 111 m+NHN nahezu einheitlich. 

 
Bild 3: Luftbild mit Geltungsbereich 
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Bild 4: Freifläche/Parkplatz an der Jahnstraße Bild 5: Blick entlang Jahnstraße 

  
Bild 6: Gewerbeareal an der Büchenauer Straße Bild 7: Blick entlang Büchenauer Straße 

5 Planung 

5.1 Städtebauliches Konzept 

Der Planung liegt ein Bebauungskonzept zugrunde. Vorgesehen ist eine Beseitigung der bestehen-

den Gebäudesubstanz einschließlich des Wohngebäudes an der Büchenauer Straße sowie eine voll-

ständige Neubebauung. 

Die bestehende Bebauung entlang der Büchenauer Straße besteht aus giebelständigen Wohnge-

bäuden mit überwiegend zwei Vollgeschossen. Zielsetzung der Neubebauung ist es, dieses prä-

gende Straßenbild durch eine angepasste, ebenfalls zweigeschossige und giebelständige Bebauung 

zu erweitern und zu ergänzen. Im rückwärtigen Bereich sind zwei weitere Neubauten möglich, die 

auch in „moderner“ Architektursprache mit Flach- oder Pultdach realisiert werden können. 

Entlang der Jahnstraße ist eine zweigeschossige, traufständige Bebauung vorherrschend. Weiterhin 

besteht auf dem nordöstlich an das Plangebiet angrenzende Grundstück Nr. 28 eine Grenzbebau-

ung. Mit dem vorliegenden Bebauungskonzept wird Kubatur und Ausrichtung der bestehenden Be-

bauung übernommen und das Straßenbild somit ergänzt. Darüber hinaus können Flächen im rück-

wärtigen Bereich für eine Bebauung erschlossen werden. Hier ist die Errichtung eines kleineren 

Mehrfamilienhauses sowie von zwei Einfamilienhäusern vorgesehen. 

Die an die Büchenauer Straße angrenzenden Gebäude sollen maximal drei Wohnungen, die zurück-

gesetzten Einfamilienhäuser maximal eine Wohnung aufweisen. Die Gebäude an der Jahnstraße 

lassen maximal sechs Wohnungen, die rückwärtigen Einfamilienhäuser jeweils eine und das Mehr-

familienhaus maximal acht Wohnungen zu. Somit können in den neun geplanten Gebäuden im Vor-

habenbereich maximal 30 Wohnungen entstehen und dabei ein breites Spektrum unterschiedlicher 

Wohnungsformen und -größen bereitgestellt werden. 


